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Kommunale Mandate im Stadt- bzw. Gemeinderat können ein Versetzungshindernis für Soldaten
und Soldatinnen darstellen. In diesem Zusammenhang entschied das Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) bereits im Jahr 1978, dass Mandatsträger und -trägerinnen nach den Bestimmungen der
ZDv 20/6 nur auf eigenen Antrag oder aus zwingenden dienstlichen Gründen versetzt werden
dürfen, sofern es durch eine Versetzung nicht mehr möglich sein würde, das Mandat wahrzu-
nehmen. Laut diesem Beschluss des BVerwG ist vor der Entscheidung über die Versetzung mit
der Soldatin bzw. dem Soldaten ein Personalgespräch zu führen. 1

Diesen Beschluss bestätigte und spezifizierte das BVerwG in mehreren Folgebeschlüssen, u.a. in
den Jahren 1984 2 und 1991 3. Hiernach sind Soldaten und Soldatinnen, die Mitglieder einer
Kommunalvertretung sind, nach Maßgabe der „Richtlinien zur Versetzung, zum Dienstposten-
wechsel und zur Kommandierung von Soldaten“ vom 3. März 1988 4 vor einer nicht zwingend
nötigen Versetzung geschützt. Mandatsträger und -trägerinnen, welche die Wahl zu einer kom-
munalen Vertretung angenommen haben, dürfen hiernach, sofern es durch eine Versetzung nicht
mehr möglich wäre, das Mandat wahrzunehmen, nur auf eigenen Antrag oder aus zwingenden
dienstlichen Gründen versetzt werden (Nr. 16 c der o.a. Richtlinien). Zwingende dienstliche
Gründe sind danach vor allem dann gegeben, wenn als Folge organisatorischer Maßnahmen
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3 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 10. April 1991 - Az.: 1 WB 111/90. Abrufbar unter: https://www.jurion.de/Ur-
teile/BVerwG/1991-04-10/1-WB-111_90 (letzter Zugriff: 6. September 2016).

4 BMVg P II 1 – Az 16-26-04/4, Richtlinien zur Versetzung, zum Dienstpostenwechsel und zur Kommandierung von
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(z.B. Verlegung oder Auflösung der Einheit) am bisherigen Standort keine weitere Verwendungs-
möglichkeit besteht.

- Ende der Bearbeitung -


